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Wenig hinterfragte formelle 
 Steuerharmonisierung

Gemäss Art. 129 der Bundesverfassung 
legt der Bund die Grundsätze über die Har-
monisierung der direkten Steuern von Bund, 
Kantonen und Gemeinden fest. Diese for-
melle Steuerharmonisierung beschränkt sich 
auf Steuerpflicht, Gegenstand und zeitliche 
Bemessung der Steuern sowie das Verfah-
rens- und Steuerstrafrecht. Bei einer materi-
ellen Steuerharmonisierung würden zusätz-
lich die Steuertarife bzw. Steuersätze und die 
Steuerfreibeträge (Sozialabzüge) vereinheit-
licht. Die Vorschriften zur Regelung der Steu-
erbelastung bleiben gemäss Bundesverfas-

sung in der Kompetenz der Kantone. Der 
Bund hat sowohl die Steuerordnungen der 
Kantone (horizontale Harmonisierung) als 
auch die Steuerordnungen von Bund und 
Kantonen (vertikale Harmonisierung) aufei-
nander abzustimmen. Wichtige Ziele der for-
mellen Harmonisierung sind die Erhöhung 
der Transparenz und die Vereinfachung des 
schweizerischen Steuerrechts. Kernstück der 
formellen Harmonisierung ist das Steuerhar-
monisierungsgesetz (StHG). 

In der politischen Debatte finden immer 
wieder Auseinandersetzungen über den Steu-
erwettbewerb in der Schweiz und die materi-
elle Steuerharmonisierung statt. Die formelle 
Steuerharmonisierung wird hingegen kaum 
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Welchen Stellenwert hat eine for-

melle Steuerharmonisierung aus 

ökonomischer Sicht? Wie der 

nachfolgende Artikel zeigt, fallen 

die Antworten verschiedener öko-

nomischer Theorien auf diese 

 Frage kontrovers aus: Sie reichen 

von effizient über nützlich, ambi-

valent, überflüssig und schädlich 

bis zu klar abzulehnen. Die wirt-

schaftspolitische Schlussfolge-

rung lautet, dass nicht alle Har-

monisierungsfragen über densel-

ben Leisten geschlagen werden 

sollten. Vielmehr sollten bei jeder 

Harmonisierungsfrage Für und 

Wider sorgfältig abgewogen wer-

den. 

Seit 1.1.2001 findet das Steuerharmonisierungsgesetz STHG direkt Anwendung, falls ihm das kantonale Recht wider-
sprechen sollte. Die Umsetzung in den Kantonen ist bis heute grösstenteils erfolgt. Es gibt jedoch Kontroll- und Umset-
zungsprobleme, die nach Ansicht eines Expertenberichts gelöst werden sollten. Bild: Parlamentsdienste

Kasten 1

Entstehungsgeschichte

Am 12. Juni 1977 nahmen die Stimmbe-
rechtigten einen Verfassungsauftrag zur for-
mellen Steuerharmonisierung an. 1983 stellte 
der Bundesrat die Botschaft über die Steuer-
harmonisierung vor. Im Dezember 1990 ver-
abschiedeten die eidgenössischen Räte das 
Gesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) 
und das Bundesgesetz über die Harmonisie-
rung der direkten Steuern der Kantone und 
Gemeinden (StHG). Das StHG trat 1993, das 
DBG 1995 in Kraft. Die Kantone hatten bis En-
de 2000 Zeit für die Anpassung ihrer Steuer-
gesetze an das Bundesrecht. Seit 1.1.2001 
findet das StHG direkt Anwendung, falls ihm 
das kantonale Recht widersprechen sollte. Die 
Umsetzung in den Kantonen ist bis heute 
grösstenteils erfolgt. Es gibt jedoch Kontroll- 
und Umsetzungsprobleme, die nach Ansicht 
eines Expertenberichts gelöst werden 
sollten.a 

a Expertenkommission Um- und Durchsetzung  
der  Steuerharmonisierung 2004, S. 4.
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ausgestalteter Prozesse. Zur Überwindung 
von Informationsasymmetrien eignet sich 
die Dezentralisierung der Staatsausgaben 
besser als die dezentrale Steuererhebung,2 so 
dass sich auch hier die Frage der formellen 
Steuerharmonisierung nicht stellt. Die for-
melle Steuerharmonisierung ist jedoch für 
die Informationsaufdeckung im Rahmen der 
so genannten Yardstick Competition und des 
Wettbewerbs als Entdeckungsverfahren von 
Bedeutung. 

Yardstick Competition

Durch eine transparente Yardstick Com-
petition können die für eine Evaluation der 
Effizienz der staatlichen Leistungserbringung 
in einer Gebietskörperschaft notwendigen 
Informationen dann aufgedeckt werden, 
wenn die benachbarten Gebietskörper-
schaften ähnliche öffentliche Dienste erbrin-
gen und wenn ihre Steuersysteme auf der 
gleichen Bemessungsgrundlage basieren. In 
dieser Konstellation wirkt sich eine formelle 
Steuerharmonisierung positiv auf die Effi-
zienz aus, weil sie die Transparenz und 
 Vergleichbarkeit der Preis-Leistungs-Verhält-
nisse in den verschiedenen Gebiets kör per-
schaf ten erhöht.3 Darüber hinaus beseitigt 
sie Null- und Doppelbesteuerungen für 
natür liche und juristische Personen, die in 
mehr als einer Gebietskörperschaft steuer-
pflichtig sind, und sie senkt deren Entrich-
tungskosten. Ausserdem nehmen die Erhe-
bungskosten beim Fiskus ab.

Steuerwettbewerb als Entdeckungsverfahren

Eine andere Form der Informationsauf-
deckung erfolgt im Rahmen des Steuer-
wettbewerbs als Entdeckungsverfahren. Die 
Existenz verschiedener unabhängiger Gebiets-
körperschaften als Anbieter von öffentlichen 
Dienstleistungen mit unterschiedlichen Steu-
erordnungen erhöht die Wahrscheinlichkeit 
von Innovationen. Der Föderalismus dient 
als Innovationslabor, in dem neue Lösungen 
ausprobiert werden können. Die anderen Ge-
bietskörperschaften können die erfolgreichen 
Innovationen adaptieren, so dass sich die In-
stitutionen auf diesem evolutorischen Weg 
des Versuchs und Irrtums ständig an die sich 
mehr oder minder rasch veränderten Be-
dingungen anpassen.4 In der Schweiz ist die 
Meinung verbreitet, dass die Kantone eher zu 
Neuerungen neigen als der Bund.5 Tatsäch-
lich gibt es einige Beispiele für steuerliche 
Neuerungen, die in einzelnen Kantonen ange-
stossen wurden: Abzüge für Kinderfremd-
betreuungskosten, Milderung der wirtschaft-
lichen Doppelbelastung oder Einführung der 
Hol dingbesteuerung. Tatsache ist aber auch, 
dass seit In-Kraft-Treten der formellen Har-
monisierung solche steuerlichen Inno va tio-

hinterfragt; eine vertiefte ökonomische Eva-
luation fehlt bisher. Im Rahmen einer sol-
chen Evaluation müsste geklärt werden, 
welches die Ziele der formellen Harmonisie-
rung sind, inwiefern diese erreicht werden 
und ob dabei beabsichtigte oder unbeabsich-
tigte Neben- und Fernwirkungen auftreten. 

Der vorliegende Beitrag beabsichtigt  keine 
Wirkungsanalyse der formellen Steuerharmo-
nisierung. Stattdessen wird gefragt, welchen 
Stellenwert eine formelle Steuerharmonisie-
rung im Lichte einschlägiger ökonomischer 
Theorien einnimmt. Zuerst wird die Sicht-
weise der Wohlfahrtsökonomie vorgestellt. 
Anschliessend wird die formelle Steuerhar-
monisierung unter polit-ökonomischem 
Blickwinkel diskutiert. 

Wohlfahrtsökonomie und formelle 
 Steuerharmonisierung

Die Wohlfahrtsökonomie ist eine norma-
tive Theorie. Sie fordert, dass die politischen 
Entscheidungsträger aus einer unparteiischen 
Perspektive Institutionen aufgrund ihrer Effi-
zienz- und Verteilungswirkungen beurteilen. 
Unter verschiedenen denkbaren Steuersys-
temen soll der Gesetzgeber jenes wählen, 
welches im Hinblick auf das Effizienz- und 
Verteilungsziel seiner unparteiischen Auffas-
sung nach zum besten Gesamtergebnis führt.

Theorie des Finanzföderalismus

Im Rahmen dieses wohlfahrtstheoreti-
schen Ansatzes befasst sich die Theorie des 
Finanzföderalismus mit der Frage, ob die so-
ziale Wohlfahrt durch einen föderalistischen 
Staatsaufbau gegenüber einem Einheitsstaat 
gesteigert werden kann. Das Dezentralisie-
rungstheorem von Oates (1972, siehe Kasten 
2) bejaht diese Frage. Es bildet die Grundlage 
für einen Staat, in welchem die untergeord-
neten Gebietskörperschaften zur Finanzie-
rung lokaler öffentlicher Güter Gebühren 
und Steuern nach dem Äquivalenzprinzip 
erheben, die wesentlichen Steuerkompe-
tenzen jedoch zentralisiert bleiben. In einem 
derartigen Staatswesen ist jegliche Form der 
formellen oder materiellen Steuerharmoni-
sierung überflüssig.

Das Dezentralisierungstheorem liefert je-
doch an sich keine hinreichende Begründung 
für dezentrale Ausgaben- und Besteuerungs-
kompetenzen, weil auch ein Einheitsstaat 
nach den lokalen Präferenzen differenzierte 
Leistungen bereitstellen könnte, wenn er 
über die Information über die lokalen Gege-
benheiten verfügen würde.1 Fehlen ihm diese 
Informationen, basieren die Vorteile dezen-
traler Lösungen auf der Überwindung von 
Informationsasymmetrien und der Informa-
tionsaufdeckung im Rahmen wettbewerblich 

1 Vgl. Oates (1999).
2 Vgl. Boadway (2006).
3 Vgl. Dafflon (1999), S. 17.
4 Der Wettbewerb als Entdeckungsverfahren kann aller-

dings durch Informationsexternalitäten beeinträchtigt 
werden (Oates 1999, S. 1133): Gebietskörperschaften, 
die mit neuen Politiken experimentieren, erzeugen wert-
volle Informationen für die anderen Gebietskörper-
schaften. Dies schafft Anreize zum Trittbrettfahren, so 
dass in einem stark dezentralisierten Staatswesen zu 
wenig Politikinnovationen hervorgebracht werden 
könnten.

5 Oftmals ist der Bund zu Neuerungen gar nicht befugt, 
weil er erst tätig werden kann, wenn ihm die Bundesver-
fassung die entsprechende Kompetenz zuspricht. Viel-
fach ist aber auch zu beobachten, dass die Kantone in 
Fragen, die ausschliesslich sie selbst betreffen, innova-
tiv sind, dass sie aber in Fragen, welche alle Kantone so-
wie den Bund betreffen (Verbundaufgaben), häufig als 
Bremser auftreten (vgl. z.B. die Frage der Abschaffung 
der Kapitalsteuer oder den Vorschlag zur Milderung der 
wirtschaftlichen Doppelbelastung durch eine Teilbesteu-
erung aller – nicht nur der qualifizierenden – Beteili-
gungen).

Kasten 2

Dezentralisierungstheorem von Oates

Das Dezentralisierungstheorem von Oates 
(1972) zeigt, dass unter bestimmten Bedin-
gungen die soziale Wohlfahrt gesteigert wer-
den kann, wenn lokale öffentliche Güter statt 
von einem Einheitsstaat durch untergeord-
nete Gebietskörperschaften bereitgestellt 
werden. Bestehen bei der Produktion der öf-
fentlichen Güter keine Grössenvorteile einer 
zentralisierten Bereitstellung und verbleiben 
sämtliche Kosten und Nutzen des öffentlichen 
Gutes innerhalb der Gebietskörperschaft, 
welche das entsprechende Gut anbietet, so 
erhöht die dezentral organisierte gegenüber 
der landesweit einheitlichen Versorgung die 
Wohlfahrt immer dann, wenn die Präferenzen 
für das öffentliche Gut zwischen den Gebiets-
körperschaften variieren. Das Theorem legt 
daher nahe, die öffentlichen Dienste auf der 
niedrigsten staatlichen Ebene anzusiedeln, 
welche im räumlichen Sinn alle relevanten 
Nutzen und Kosten umfasst, so dass keine 
Spillovers auftreten. Spillovers entstehen 
beispielsweise, wenn eine untergeordnete 
Gebietskörperschaft ein ambitiöses Sozial-
programm zugunsten von Haushalten mit 
niedrigen Einkommen lanciert. Dann dürften 
ärmere Haushalte, die in den Genuss der 
zusätz lichen Sozialausgaben kommen, zu-
wandern und reichere Haushalte, welche das 
Programm über eine höhere Steuerlast zu 
finan zieren haben, abwandern.

Es stellt sich dann die Frage, wie die loka-
len öffentlichen Güter zu finanzieren sind. 
Die Kernaussage ist hier, dass Steuern von 
untergeordneten Gebietskörperschaften auf 
mobilen Faktoren (insbesondere Kapital), die 
nicht auf dem Äquivalenzprinzip basieren, zu 
Verzerrungen in der Standort- bzw. Wohnort-
wahl und zu Wachstumseinbussen führen. 
Unter ge ordnete Gebietskörperschaften 
sollten daher primär auf das Äquivalenzprin-
zip abstellen und sich z.B. mittels Gebühren 
und Steuern auf unbeweglichem Vermögen 
finan zieren.
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Politische Ökonomie der formellen 
 Steuerharmonisierung

Zu den wesentlichen Eigenschaften der 
polit-ökonomischen Perspektive zählen die 
Annahme rational handelnder, eigeninteres-
sierter Individuen auch in der Politik und die 
explizite Analyse politischer Entscheidungs-
prozesse. Im Rahmen der positiven Theorie 
wird dabei untersucht, wer in der Politik wel-
che tatsächlichen Interessen verfolgt, welchen 
Restriktionen die Akteure dabei unterliegen, 
wie sie sich verhalten und welche Wirkungen 
dieses Verhalten hat. Übertragen auf die for-
melle Steuerharmonisierung stellt sich somit 
die Frage, wer sich mit welchen Zielen für die 
Einführung der formellen Steuerharmonisie-
rung eingesetzt hat und in wessen Interesse 
die bestehende formelle Harmonisierung 
tatsächlich funktioniert. Wichtig ist dabei, 
dass nicht bloss die deklarierten, sondern die 
tatsächlich verfolgten Ziele identifiziert wer-
den. Antworten auf diese Fragen kann eine 
Untersuchung der Entstehung und der Wei-
terentwicklung dieser institutionellen Rege-
lung liefern. 

Aus normativer Sicht wird untersucht, wie 
Institutionen – zu denen auch das Steuer-
system zählt – angesichts eigeninteressierter 
politischer Entscheidungsträger ausgestaltet 
sein sollten. Übertragen auf die formelle 
Steuerharmonisierung stellt sich die Frage, 
ob diese eine geeignete institutionelle Ant-
wort auf das Verhalten eigeninteressierter 
Akteure darstellt. 

Der Staat als Leviathan

Im Leviathan-Modell von Brennan and 
Buchanan (1980) bilden Politiker und Ver-
waltung eine homogene Interessengruppe, 
welche den Bürgern gegenübersteht. Auf-
grund des ausschliesslichen Rechts zur Be-
steuerung verhält sich der Leviathan-Staat als 
Monopolist und maximiert das Steuerauf-
kommen. Da der politische Wettbewerb keine 
wirksame Schranke gegen die Staatsmacht 
darstellt, braucht es eine verfassungsmässige 
Beschränkung der staatlichen Besteuerungs-
macht. Die schweizerischen Institutionen tra-
gen den mit dem Leviathan-Modell begrün-
deten normativen Forderungen Rechnung: 
Die Bundesverfassung enthält Höchstsätze 
der Besteuerung, die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger können mittels Volksabstim-
mungen an Entscheidungen zu Ausgaben 
und Einnahmen teilhaben, und zwischen den 
Kantonen und Gemeinden besteht Steuer-
wettbewerb. Der Steuerwettbewerb ist eine 
wirksame Waffe gegen staatliche Besteue-
rungsmacht. Er verhindert dank der stets 
vorhandenen Abwanderungsmöglichkeit für 
Steuerpflichtige, dass die Steuern in einer Ge-

nen in den Kantonen ausgeblieben sind. Die 
formelle Harmonisierung hat die Innova-
tions kraft des Steuerwettbewerbs eliminiert. 
Zu diesem Ergebnis gelangt auch Reich (2009, 
S. 188): «Die autonomen kantonalen Steuer-
ordnungen erwiesen sich früher in mancher 
Hinsicht als geeignete Laboratorien für eine 
organische Entwicklung des schweizerischen 
Steuerrechts.»

Die formelle Harmonisierung birgt die 
Gefahr, dass Bereiche geregelt werden, die 
eigent lich der stetigen Entwicklung und An-
passung an die tatsächlichen Gegebenheiten 
bedürften. Sie kann sich sogar zu einer eigent-
lichen Reformbremse entwickeln, wie das 
Beispiel Kapitalsteuer zeigt. Gemäss StHG 
haben die Kantone eine Kapitalsteuer zu er-
heben, obwohl die Besteuerung von unter-
nehmerischem Kapital und Vermögen inter-
national selten geworden ist und der Bund 
diese Steuer 1997 abgeschafft hat. Je wichtiger 
eine rasche Anpassung des Steuersystems an 
sich ändernde Rahmenbedingungen und je 
geringer der Wissensstand über die bestmög-
liche Anpassung des Steuersystems, desto 
eher wirkt sich eine formelle Steuerharmoni-
sierung negativ aus. Denn genau in dieser 
Konstellation kommen die Vorteile des Inno-
vationswettbewerbs am besten zum Tragen.

Allerdings führt der uneingeschränkte 
Wettbewerb zwischen den untergeordneten 
Gebietskörperschaften in der Tendenz dazu, 
dass die Besteuerung mobiler Faktoren ero-
diert. Ein Beispiel aus jüngerer Zeit ist die 
Abschaffung der nicht harmonisierten Erb-
schaftssteuer für direkte Nachkommen in 
den meisten Kantonen. Bereits vor der for-
mellen Harmonisierung wurde die Besteue-
rung der Kapitalgewinne im beweglichen 
Privatvermögen eliminiert. Wird diese Ent-
wicklung aus verteilungspolitischen Grün-
den als unvorteilhaft erachtet, kann eine for-
melle Harmonisierung das Race to the bottom 
zumindest bremsen. So stellt die Vermögens-
steuer immer noch eine wichtige Finanzie-
rungsquelle der Kantone dar, obwohl aus 
Mobilitätsgründen an sich zu erwarten wäre, 
dass die Kantone hier einen mindestens 
ebenso intensiven Steuersenkungswettbe-
werb veranstalten würden wie bei der Erb-
schaftssteuer. Will man mobile Faktoren aus 
verteilungspolitischen Gründen der Besteue-
rung zuführen, stellt die formelle Harmoni-
sierung jedoch ein unzureichendes Instru-
ment dar, da sie nur die Nullbesteuerung, 
nicht aber eine sehr niedrige Steuerbelastung 
verhindert. Zielführender wäre in diesem 
Fall, die mobilen Faktoren statt auf der Ebe-
ne der Kantone auf Stufe Bund zu besteuern. 
Dies gilt zumindest dann, wenn die Mobilität 
des Faktors zwischen den Kantonen grösser 
ist als jene im internationalen Kontext.
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aus, dass für Gebietskörperschaften, die im 
interkantonalen Steuerwettbewerb stehen, 
Anreize bestehen, analog zu Kartellen auf 
Güter- und Faktormärkten mittels Abspra-
chen ein Steuerkartell zu errichten und so die 
Besteuerungsmacht auszubauen. Das Steuer-
kartell schränkt den Steuerwettbewerb durch 
die formell harmonisierte und damit fixierte 
Bemessungsgrundlage explizit ein. Steuerkar-
telle werden aus polit-ökonomischer Sicht 
negativ beurteilt. Die formelle Harmonisie-
rung als wesentliches Instrument zur Errich-
tung eines Steuerkartells wird deshalb aus 
dieser Perspektive abgelehnt. 

Effizienter politischer Wettbewerb

Weitere Interessengruppentheorien gehen 
von einem Wettbewerb zwischen vielen ver-
schiedenen Interessengruppen aus. Je nach 
Modellierung dieses Wettbewerbs gelangen 
diese Theorien zu sehr verschiedenen Ergeb-
nissen. Gemäss Becker (1983) verhilft der 
Wettbewerb zwischen Interessengruppen 
den effizientesten Besteuerungs- und Sub-
ventionstechniken zum Durchbruch, so dass 
die Umverteilung in der Politik zu minima-
len gesellschaftlichen Kosten erfolgt. Wettbe-
werb zwischen Interessengruppen führt so-
mit zu gesellschaftlich optimalen Lösungen. 
Setzt sich also die formelle Steuerharmoni-
sierung im politischen Wettbewerb durch, 
stellt sie eine effiziente Lösung dar.

Theorie des Politikversagens 

Demgegenüber betont die Interessen-
gruppentheorie in der Tradition von Olson 
(1965, 1982) die gesellschaftlich schädlichen 
Auswirkungen von Interessengruppenaktivi-
tät: Der asymmetrische Einfluss von Interes-
sengruppen führt dazu, dass sich wenige, 
konzentrierte (homogene), organisierte Inte-
ressen Vorteile verschaffen zu Lasten der 
zahlreichen, verstreuten (heterogenen), nicht 
organisierten Interessen. Ergänzt man die In-
teressengruppentheorie von Olson um die 
Theorie des Rent-Seeking, wird sie zu einer 
Theorie des Politikversagens. Politik wird in 
dieser Perspektive auf reine Umverteilung re-
duziert. Individuen und Gruppen wenden 
knappe Ressourcen auf, um in den Genuss 
künstlich geschaffener Vorteile (Monopol-
rechte) zu gelangen. Diese Rent-Seeking-Ak-
tivitäten werden im Extremfall als reine ge-
sellschaftliche Verschwendung betrachtet. In 
diesem Ansatz rücken institutionelle Vorkeh-
rungen ins Zentrum des Interesses, welche 
geeignet sind, Rent-Seeking und Politikver-
sagen zu begrenzen. Konkret stellt sich die 
Frage, ob mit einer formellen Harmonisie-
rung die gesellschaftlichen Kosten von Rent-
Seeking eingedämmt werden können. Im-
merhin gelten Steuerabzüge und gezielte 

bietskörperschaft zu stark ansteigen können. 
Aus der Sicht des Leviathan-Modells ist daher 
jede Einschränkung des Steuerwettbewerbs, 
sei sie formell oder materiell, abzulehnen.

Die Möglichkeit der Abstimmung mit  
den Füssen6 hängt jedoch unter anderem da-
von ab, wie gut die Steuerpflichtigen das 
Preis-Leistungs-Verhältnis der öffentlichen 
Leistungen ihres Wohnkantons mit anderen 
Kantonen vergleichen können. Ein transpa-
rentes, einfach vergleichbares System kann 
daher zu einer Intensivierung des Steuer-
wettbewerbs führen. Es stellt sich nun die 
Frage, ob der Wettbewerb von sich aus die 
notwendigen Informationen für sein Funkti-
onieren bereitstellt. Grundsätzlich geht es al-
so darum, ob dem Wettbewerb eine Tendenz 
zu Transparenz oder Intransparenz inne-
wohnt. Die Industrieökonomie zeigt, dass 
Firmen einen Anreiz haben, die Informati-
onen für die Konsumenten tief zu halten 
oder gar absichtlich zu reduzieren, um sich 
mittels Preisdiskriminierung Marktmacht zu 
sichern. Die Preisdiskriminierung wird dann 
zwischen informierten und weniger infor-
mierten Konsumenten durchgeführt. 

Analog zu einem preisdiskriminierenden 
Monopolisten auf dem Gütermarkt versucht 
ein Leviathan-Staat, seine Besteuerungs-
macht auszuweiten. Die Kantone haben ge-
mäss diesem Ansatz einen Anreiz, möglichst 
intransparente und komplizierte Steuer sys-
teme zu etablieren, die es den Steuerzah-
lenden erschweren, den genauen Preis (die 
genaue Steuerbelastung), die sie für das An-
gebot öffentlicher Güter zu zahlen haben, 
über verschiedene Kantone hinweg zu ver-
gleichen. Lediglich auf die gesetzlichen Steu-
ersätze abzustellen, reicht nicht aus, da die 
effektive Steuerbelastung durch unterschied-
liche Abzüge und Steuerfreibeträge sowie 
weitere unterschiedliche Regelungen und 
Praxisanwendungen entscheidend mitbe-
stimmt wird. Dies führt dazu, dass Steuer-
pflichtige aufgrund fehlender Informationen 
in Kantonen wohnen bleiben, obwohl sie mit 
deren Preis-/Leistungs-Verhältnis eigentlich 
nicht einverstanden sind. Die Kantone kön-
nen also aufgrund dieser Intransparenz den 
Wettbewerb beschränken und sich eine ge-
wisse «Marktmacht» über wenig informierte 
Steuerpflichtige sichern. Eine formelle Har-
monisierung wirkt sich in diesem Fall positiv 
aus, indem sich der Steuerwettbewerb durch 
die verbesserte Transparenz und Vergleich-
barkeit der Preis-Leistungs-Verhältnisse in 
den verschiedenen Kantonen erhöht und da-
durch den Steuerappetit des Leviathan-Staats 
begrenzt. 

Ein alternatives polit-ökonomisches Modell, 
welches ebenfalls Einnahmen maximierende 
Gebietskörperschaften unterstellt, geht davon 6 Vgl. Hirschman (1970).
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Steuerharmonisierung eine Null- oder Dop-
pelbesteuerung vermieden werden. Zudem 
sinken die Erhebungs- und Entrichtungs kos-
ten. Diese positiven Wirkungen werden je-
doch auf Kosten der Ent deckungs- und 
 Inno va tions funk tion des Steuerwettbewerbs 
erzielt. 

Die politische Ökonomie der formellen 
Harmonisierung, welche von rational han-
delnden, Eigeninteressen verfolgenden poli-
tischen Entscheidungsträgern ausgeht, 
kommt ebenfalls zu unterschiedlichen Er-
gebnissen. Einerseits wird durch die formelle 
Steuerharmonisierung der Steuerwettbe-
werb, der ein Korrektiv gegenüber dem Ein-
nahmen maximierenden Staat darstellt, ein-
geschränkt. Andererseits könnte durch eine 
Erhöhung der Transparenz des Steuerwett-
bewerbs dieser gar gefördert werden. Ob die 
formelle Steuerharmonisierung die Rent-
Seeking-Kosten reduziert, hängt davon ab, 
ob das dezentrale Rent-Seeking in den Kan-
tonen zu höheren Kosten führt als das zen-
trale Rent-Seeking auf Bundesebene. 

Wirtschaftspolitisch folgt daraus, dass bei 
jeder konkreten Harmonisierungsfrage sorg-
fältig Für und Wider abgewogen werden 
sollten. Dabei spielen neben den verfolgten 
Zielen die Plausibilität von Annahmen – ins-
besondere über Motivation und Informati-
onsstand der politischen Entscheidungsträ-
ger – sowie die Relevanz von Modellen eine 
wichtige Rolle. 

Steuerbefreiungen als beliebte Formen des 
Rent-Seeking.

Ohne StHG haben die Interessengruppen 
einen Anreiz, sich auf Kantonsebene Vorteile 
durch Ausnahmeregelungen, spezielle Abzü-
ge etc. zu verschaffen. Bei einer formellen 
Steuerharmonisierung wird das Rent-See-
king auf Kantonsebene durch eine einheit-
liche Definition der Bemessungsgrundlage 
eingeschränkt. Das StHG wirkt sich durch 
die abschliessende Regelung von Abzügen 
und Befreiungen also disziplinierend auf die 
Bestrebungen von Interessengruppen aus, 
sich durch die Gewährung von Abzügen und 
Steuerbefreiungen besserzustellen. Ausnah-
meregelungen sind nur noch über den relativ 
aufwändigen Weg der Änderung des Bundes-
gesetzes zu erreichen. Da die Regelungen im 
StHG jedoch für alle Kantone gelten und 
dauerhaft angelegt sind, lohnt sich das Rent-
Seeking umso mehr, da die möglichen Ge-
winne des Rent-Seeking höher sind. Die 
Rent-Seeking-Kosten sind in diesem Fall 
zwar höher; dies gilt aber auch für die mög-
lichen Gewinne. Die Auswirkungen einer 
formellen Harmonisierung auf das Rent-
Seeking-Verhalten der Interessengruppen 
muss also differenziert betrachtet werden. 
Ob das zentrale oder das dezentrale Rent-
Seeking zu grösseren volkswirtschaftlichen 
Kosten führt, kann nicht schlüssig beantwor-
tet werden. Es muss daher offen bleiben, ob 
das Rent-Seeking durch die formelle Steuer-
harmonisierung eingedämmt werden kann.

Die formelle Steuerharmonisierung hat 
auf Ebene der Staatsgewalten zu einer Macht-
verschiebung von der Judikative (Bundes-
gericht) zur Legislative (Bundesversamm-
lung) geführt. Das Bundesgericht hat in der 
Schweiz keine Kompetenzen zur Überprü-
fung von Bundesgesetzen. Hingegen kann 
das Bundesgericht kantonale Gesetze auf  ihre 
Verfassungsmässigkeit überprüfen. Durch die 
formelle Steuerharmonisierung wurde ein 
wichtiger Teil der Steuerpolitik von kanto-
nalem Recht in nicht justiziables Bundes-
recht (StHG) überführt. Die eidgenössischen 
Parlamentarier haben mit der formellen 
Steuerharmonisierung also ihren eigenen 
Handlungsspielraum auf Kosten des Bundes-
gerichts vergrössert. 

Fazit

Der wohlfahrtsökonomische Ansatz, der 
von den mehr oder weniger gut informierten 
politischen Entscheidungsträgern wohlfahrts-
maximierendes Handeln einfordert, kommt 
zum Schluss, dass die formelle Steuerharmo-
nisierung durch die verbesserte Transparenz 
positive Auswirkungen auf den Steuerwett-
bewerb hat. Ebenso kann durch eine formelle 
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